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Antrag Parlament 12.09.2023

 

Parlamentsbeschluss Nr.  
Laufnummer CMI 6294 
Registraturplan 0-1-8 
Geschäft Photovoltaikanlagen fördern, nicht zu Tode regulieren – Motion mit 

Richtliniencharakter SVP-Fraktion (RM2304) 
Ressort Planung und Entwicklung 
Protokollauszug • Abteilung Bau 
Beilage • Originalvorstoss RM2304 

 

Ausgangslage 

 
Am 21.03.2023 hat die SVP-Fraktion eine Motion mit Richtliniencharakter mit folgendem Inhalt einge-
reicht: 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Zuständigkeit gemäss Art. 62 ff. GO die notwendigen Anweisungen zu er-
teilen (ggf. in einer Verordnung, in einer Richtlinie, in einem Leitbild, in einer Weisung oder in einem an-
deren geeigneten Beschluss), den zustehenden Ermessensspielraum bei der Beurteilung von Solaranla-
gen vollumfänglich in dem Sinne auszureizen, dass so viele Anlagen wie möglich baubewilligungsfrei er-
stellt werden können – insbesondere wenn davon keine denkmalgeschützten Bauten betroffen sind. 
Dies sollte in einer Gemeinde, welche sich «Energiestadt» nennt, eigentlich ohnehin selbstverständlich 
sein. 
 
Begründung 
Gemäss dem Raumplanungsrecht des Bundes dürfen auf Dächern genügend angepasste Solaranlagen 
ohne Baubewilligung errichtet werden (Art. 18a RPG i.V.m. Art. 32a RPV). Gemäss dem kantonalen Bau-
recht dürfen Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energien baubewilligungsfrei erstellt werden, wenn 
sie den kantonalen «Richtlinien Baubewilligungsfreie Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energien» 
entsprechen. 
 
Diese Richtlinien (welche wohlgemerkt nie ein parlamentarisches Gesetzgebungsverfahren durchlaufen 
haben) machen u.a. für Solaranlagen auf Dächern verschiedene Vorgaben zu deren Anordnung und Ge-
staltung. Diese Vorgaben sind aber – v.a. wenn z.B. eine Dachform vom Standardfall der Richtlinien ab-
weicht – alles andere als eindeutig, nachvollziehbar oder selbsterklärend. Gemäss den Richtlinien selbst 
sind diese denn auch (bloss) eine «Arbeitshilfe» für Behörden und Grundeigentümer und sollen einer-
seits eine einheitliche Praxis der Baubewilligungsbehörden fördern und anderseits den Grundeigentüme-
rinnen die Planung ihrer Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energien erleichtern (vgl. Ziff 1.4 b der 
Richtlinien). Gemäss den Richtlinien ist diesen «nur» «besondere Beachtung zu schenken» und dies «ins-
besondere» wenn bestimmte denkmalgeschützte Bauten betroffen sind. Diese Formulierungen machen 
deutlich, dass die Gestaltungsvorgaben der Richtlinien nicht den Verbindlichkeitscharakter von Gesetzen 
aufweisen und dass somit die Gemeindebaubehörden bei deren Anwendung über einen grossen Ermes-
sensspielraum verfügen – und dies insbesondere, wenn keine denkmalgeschützten Bauten betroffen 
sind. 
 
Es zeigt sich nun, dass die Baubewilligungsbehörde der Gemeinde Münsingen einen sehr viel strengeren 
Prüfmassstab anlegt, als Baubewilligungsbehörden anderer Berner Gemeinden – und dies auch bei nicht 
denkmalgeschützten Bauten. Dies führt zu teilweise schikanös anmutenden, unverhältnismässigen und / 
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oder kostentreibenden Anpassungsforderungen ohne nennenswerten Mehrwert oder öffentliches Inte-
resse und verlangsamt somit direkt und ungerechtfertigt den dringend benötigten Zubau privater PV-
Anlagen. 
 
Das oben erwähnte Ärgernis vor Augen wird denn auch ein Blick auf Art. 18a Abs. 4 RPG (Solaranlagen) 
notwendig: “... die Interessen an der Nutzung der Solarenergie auf bestehenden oder neuen Bauten [ge-
hen] den ästhetischen Anliegen grundsätzlich vor.” 
 
Die Baubewilligungsbehörde der Gemeinde Münsingen ist daher anzuweisen, den ihr zustehenden Er-
messensspielraum bei der Beurteilung von Solaranlagen vollumfänglich in dem Sinne auszureizen, dass 
so viele Anlagen wie möglich baubewilligungsfrei erstellt werden können – insbesondere wenn davon 
keine denkmalgeschützten Bauten betroffen sind. Dies sollte in einer Gemeinde, welche sich «Energie-
stadt» nennt - und der Gemeinderat in seiner Zuständigkeit u. a. die “nachhaltige Entwicklung [plant]”- , 
eigentlich ohnehin selbstverständlich sein. 
 

Sachverhalt 

 
Neue oder weitergehende verbindliche Regelungen zur Baubewilligungspflicht bzw. zur Baubewilligungs-
freiheit dürfen nicht auf Gemeindeebene festgelegt werden. Der Kanton Bern hat die Baubewilligungs-
pflicht resp. Baubewilligungsfreiheit im Dekret über das Baubewilligungsverfahren geregelt (725.1- 
BewD). Zu den Photovoltaikanlagen steht folgendes: 
 

Art. 6 Abs. 1 lit. f BewD: Keiner Baubewilligung bedürfen Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer 
Energie, wenn sie an Gebäuden angebracht oder als kleine Nebenanlage zu Gebäuden installiert 
werden und den kantonalen Richtlinien entsprechen. 
 
Art. 7 Abs. 3 BewD: Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energie nach Artikel 6 Absatz 1 Buch-
stabe f an schützenswerten und an erhaltenswerten Baudenkmälern nach Artikel 10c Satz 1 des 
Baugesetzes erfordern eine Baubewilligung  
 
Art. 7 a BewD: Die Bauherrschaft meldet der Baupolizeibehörde Bauvorhaben für baubewilligungs-
freie Solaranlagen spätestens sieben Arbeitstage vor Baubeginn im kantonalen Übermittlungssys-
tem. Die Meldung muss folgende Angaben enthalten: 
a Standort, 
b Art der Anlage, 
c Grösse der Anlage. 
Es ist ein Plan mit Angabe des Massstabs und der Nordrichtung beizulegen 

 
Die Richtlinien des Kantons Bern (Link: https://www.weu.be.ch/richtlinien-erneuerbare-energien-de.pdf) 
legen in Übereinstimmung mit dem Bundesrecht gemäss der RPG2-Revision vom 15.06.2012 (in Kraft 
seit 01.05.2014) verbindlich fest, welche Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien von der Baubewilli-
gungspflicht befreit sind. 
 
Diese Anlagen werden gegenüber vielen anderen Bauten und Anlagen dahingehend bevorzugt, indem 
sie nur gemeldet werden und kein Bewilligungsverfahren durchlaufen müssen. Solaranlagen, welche den 
Richtlinien nicht entsprechen, können unter Umständen auch bewilligt werden, insbesondere wenn sie 
keinen wesentlichen öffentlichen oder privaten Interessen entgegenstehen. Ob dies der Fall ist, wird bei 
solchen Anlagen im Baubewilligungsverfahren durch die formelle und materielle Prüfung geprüft. Dies 
ist insbesondere bei geschützten Bauten oder bei besonderen Anlagen der Fall. 
 
Die Baubewilligungsbehörde der Gemeinde Münsingen hat sich in der Vergangenheit auf die kantonalen 
Vorschriften und auf die kantonalen Richtlinien bezogen und diese in liberaler Auslegung umgesetzt. Ge-
mäss der (strengen) Richtlinie des Kantons gelten beispielsweise Anlagen mit mehr als zwei rechteckigen 
Feldern als bewilligungspflichtig (siehe Kapitel 2.5 der Richtlinien). 

https://www.weu.be.ch/content/dam/weu/dokumente/aue/de/energievorschriften-bauen/aue-en-richtlinien-erneuerbare-energien-de.pdf
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Bild: Beispiele für baubewilligungspflichtige Anlagen gemäss Richtlinie Seite 28 

 
Die Baubewilligungsbehörde Münsingen hat die Richtlinie liberaler ausgelegt und hat logisch eingebet-
tete Anlagen mit Ausschnitten in aller Regel als baubewilligungsfrei beurteilt, auch wenn sie mehr als 
zwei Felder aufwies. Als besondere Dienstleistung hat die Baubewilligungsbehörde die Bewilligungsfrei-
heit sogar schriftlich bestätigt. Dies bringt für die Bauherrschaft den grossen Vorteil, dass sie jeweils 
zweifelsfrei die Bestätigung erhält, dass sie ihre Anlage rechtmässig erstellen kann. Mit dem Stempel der 
Gemeinde hat die Bauherrschaft auch gegenüber der Nachbarschaft ein Beleg, dass ihre Anlage den Vor-
gaben entspricht und der Gemeinde bekannt ist. Bekannt ist aber auch, dass in vielen Gemeinden die 
kantonalen Vorgaben gar nicht angewendet werden und jeder machen kann was er will. Das kann sich 
die Gemeinde Münsingen nicht leisten und damit wäre auch niemandem gedient. 
 

Erwägungen 

 
Nicht alle mit dem Meldeformular gemeldeten Anlagen entsprechen auf Anhieb den Richtlinien. Nicht 
alle Installateure arbeiten nach gleichen Qualitätsstandards. In solchen Fällen nimmt die Baupolizeibe-
hörde Kontakt mit der Bauherrschaft oder der Installationsfirma auf und macht Vorschläge, welche Mas-
snahmen dazu führen können, dass die Anlage ohne Baubewilligung erstellt werden kann. In aller Regel 
werden sehr schnell verhältnismässige und zielführende Lösungen gefunden. 
 
Mutmasslich führten folgende zwei Anlagen zur vorliegenden Motion der SVP. Beide Anlagen konnten 
nicht auf Anhieb vorbehaltlos als baubewilligungsfrei erklärt werden. Bei einem Projekt (Bild rechts) wur-
den auf beiden Dachseiten sehr schlecht integrierte PV-Anlagen erstellt. Entgegen den kantonalen Vor-
schriften wurde vorgängig kein Meldeformular eingereicht. Da die Anordnung der Anlage nicht den kan-
tonalen Richtlinien entsprach, die Anlage jedoch schon montiert war, holte die Baubewilligungsbehörde 
die Einschätzung der Planungskommission ab. Die Planungskommission empfahl, das Projekt gestalte-
risch anzupassen. Man wollte keine negative Präjudizierung. 
 
Zwei reale Beispiele: 

 
Bild: Eingabeplan gemäss Meldeformular –> nicht baubewilli-

gungsfrei 

 
Bild: Ausschnitt DFF mit durchgehenden 

Tragschienen 
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Das Gebäude weist eine grosse Dachlukarne und meh-
rere bestehende Dachfenster auf. Die wilde Anordnung 
der Solarpanels führt dazu, dass die Dachlandschaft 
nicht mehr annährend gut integriert erscheint. Die So-
laranlage hält nicht als kompakte Fläche zusammen, 
ist weder symmetrisch noch weist sie einzelne recht-
eckige Felder auf. Die Rückweisung hat dazu geführt, 
dass der Installateur die Pläne angepasst hat. Die Lü-
cken werden nun ausfüllt. Die Bauherrschaft kann auf 
ein Verfahren verzichten und die Gemeinde die konnte 
Anlage als bewilligungsfrei akzeptieren. 

 
Bild: Nach Korrektur genügend angepasste Anlage -> baubewilli-

gungsfrei 

Die Anlage weist viele Auffälligkeiten 
bei der unsorgfältigen technischen 
Ausführung der Montagetechnik aus 
(durchgehende Tragschienen, über-
stehende Tragschienen. Die Ausspa-
rung des Dachflächenfensters wurde 
beispielsweise offensichtlich unpro-
fessionell gestaltet. Der Installateur 
hatte die Anlage nicht bei der Ge-
meinde gemeldet. Im Nachhinein hat 
die Bauherrschaft Anpassungen vor-
genommen und die Anlage wurde 
nun akzeptiert. Bei rechtzeitiger Mel-
dung hätten alle Beteiligten Aufwand 
und Ärger sparen können. 

 
Eine statistische Auswertung zeigt folgendes Bild: 
 

Statistik Solaranlagen (Einzelanlagen) Ganzes Jahr 2022 Erste Hälfte 2023 

Eingereichte Meldeformulare 63 56 

Auf Anhieb positiv beurteilte Anlagen 46 42 

Nach Überarbeitung als «baubewilligungsfrei» 
bestätigte Anlagen 

16 13 

Hängige Überarbeitung 0 0 

Als bewilligungspflichtig beurteilte Anlagen 1 
(auf Baudenkmal) 

1 
(auf Baudenkmal) 

 
Alle Solaranlagen ausgenommen auf Baudenkmälern konnten ohne Baubewilligung erstellt werden. 
Keine Anlage konnte nicht erstellt werden. Bei rund einem Viertel der Anlagen mussten die Meldeformu-
lare ergänzt oder angepasst werden. 
 
Änderung Raumplanungsverordnung auf den 01.07.2022 
Um den Bau neuer Solaranlagen zu beschleunigen, hat der Bundesrat auf den 01.07.2022 verschiedene 
Änderungen der Raumplanungsverordnung beschlossen. Geändert wurde auch Art. 32a RPV, welcher 
regelt, wann eine Solaranlage genügend angepasst und damit dem Meldeverfahren unterstellt ist. Punk-
tuell angepasst wurden die allgemeinen Gestaltunganforderungen. Zudem wurde ein neuer Absatz ein-
gefügt, welcher spezielle Gestaltungsanforderungen für aufgeständerte Solaranlagen auf Flachdächern 
definiert. 
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Bild: Übersicht Art. 32a RPV, gültig seit 01.07.2022 

 
Leider hat das Amt für Umwelt und Energie des Kantons Bern (AUE) die kantonalen Richtlinien bisher 
noch nicht den neuen Bestimmungen der RPV angepasst. Aus diesem Grund orientiert sich die Abteilung 
Bau seit Mai 2023 an das Merkblatt zur Umsetzung des Meldeverfahrens bei Solaranlagen infolge der 
revidierten Raumplanungsverordnung der Baudirektion des Kantons Zürich. Die entsprechenden Inhalte 
werden aktuell in ein eigenes Merkblatt überführt. 
 
Fazit 
Der Gemeinderat stellt fest, dass die Baupolizeibehörde den ihr zustehenden Ermessenspielraum in dem 
Sinn nutzt, dass Solaranlagen mit geringem Verfahrensaufwand rasch und rechtskonform erstellt werden 
können. Die Baupolizeibehörde holt bei Bedarf die Empfehlungen der Planungskommission ab. Der 
starke Zubau von Solaranlagen in Münsingen bestätigt ebenfalls, dass die Gemeinde auf gutem Weg in 
Richtung Energiewende ist. Da keine abgelehnten Gesuche bekannt sind und auch keine hängigen 
Rechtsverfahren, besteht kein Handlungsbedarf, zusätzliche Aufträge zu erteilen. Mit der Anwendung 
der Empfehlungen gemäss dem Zürcher Merkblatt nimmt die Behörde das Anliegen der RPV-Revision auf 
und geht damit deutlich weiter, als die aktuell noch geltenden Richtlinien des Kantons Bern. 
 
Münsingen nimmt seine Verantwortung als Energiestadt wahr. Die Behörden nehmen zur Kenntnis, dass 
die Förderung erneuerbarer Energie auch der SVP-Fraktion ein wichtiges Anliegen ist. 
 
In diesem Sinn ist der Inhalt der Motion mit dem Ziel, dass so viele Anlagen wie möglich baubewilligungs-
frei erstellt werden können, nichts entgegen zu halten. Allerdings sind dazu keine weiteren Massnahmen 
oder Anweisungen nötig. Die Motion kann somit als erledigt betrachtet werden. 
 

Antrag Gemeinderat 

 
Der Gemeinderat beantragt dem Parlament folgenden 
 

Beschluss: 
Die Motion mit Richtliniencharakter «Photovoltaikanlagen fördern, nicht zu Tode regulieren» 
(RM2304), Fraktion SVP, wird erheblich erklärt und gleichzeitig als erledigt abgeschrieben. 

 
 
Für die Richtigkeit: 
 
 
Barbara Werthmüller    
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Sekretärin 
 


